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Organisationsreformen im Bereich der Arbeits- und 
Sozialverwaltung sind in einem breiteren Kontext 

des sozialstaatlichen Wandels zu sehen. Seit Mitte der 
1990er Jahre steht die Weiterentwicklung von sozialen 
Sicherungssystemen im Rahmen einer aktivierenden 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik auf der Reformagen-
da vieler Länder. In Europa (z.B. in Großbritannien, den 
Niederlanden, in Dänemark) sowie in Australien und den 
USA wurden insbesondere steuerfi nanzierte Transfer-
leistungen stärker an die Aufnahme einer Erwerbsarbeit 
geknüpft und mit Verhaltensanforderungen verbunden, 
welche die Beschäftigungsfähigkeit und Arbeitsmarktin-
tegration von nicht erwerbstätigen Leistungsbeziehern 
erhöhen sollen. Im Gegensatz zur traditionellen Sozial-
hilfe zeichnen sich auf Aktivierung („Fördern und For-
dern“) ausgerichtete Hilfesysteme dadurch aus, dass sie 
jenseits der bloßen Versorgung (Alimentierung) verstärkt 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Hilfebeziehern in den Arbeitsmarkt 
vorsehen.

Aktivierende Arbeitsmarkt- und Sozialreformen haben 
zu einer stärkeren Verzahnung von Sozial- und Arbeits-
losenhilfe mit dem Arbeitsmarkt und zu einer organisa-
torischen Neuordnung an der Schnittstelle von Arbeits-
markt- und Sozialpolitik geführt. Die Neuausrichtung 
von Organisations- und Betreuungsstrukturen hilft, die 
Reformen umzusetzen: Sozial- und Organisationsrefor-
men dienen einer stärkeren Aktivierung; sie ergänzen 
und verstärken sich gegenseitig. Neben der Betreuung 
in einheitlichen Anlaufstellen wurden länder übergreifend 
die Verwaltungskompetenzen von Staat und Kommu-

nen neu geregelt sowie Programme und Reglegungen 
stärker vereinheitlicht.

Organisationsreformen im Spannungsfeld von 
Zentralisierung und Dezentralisierung

Organisationsreformen stehen länderübergreifend im 
Spannungsfeld von Zentralisierung und Dezentralisie-
rung. Theoretisch spricht die bestmögliche Berücksich-
tigung der individuellen Präferenzen von Betroffenen 
grundsätzlich für eine dezentrale Leistungserbringung. 
So gesehen haben die Kommunen die größte Nähe zu 
ortsnahen, personenbezogenen Dienstleistungen und 
damit zu einem Marktsegment, in das die Problem-
gruppen unter den Hilfebedürftigen am ehesten integ-
riert werden können. Kommunale Träger können ihre 
lokalen Netzwerke einbringen, insbesondere im Bereich 
der sozialintegrativen Leistungen wie beispielsweise für 
Maßnahmen auf den Feldern der Jugend- und Familien-
politik. Zudem begünstigen dezentrale Handlungsspiel-
räume und Kompetenzen generell das Entstehen vielfäl-
tiger, eventuell auch innovativer Lösungen.

Andererseits ist aus Gleichbehandlungsgrundsät-
zen eine Leistungserbringung nach einheitlichen Qua-
litätsstandards zu gewährleisten. Die Erfahrung auf na-
tionaler wie internationaler Ebene zeigt, dass bei einer 
rein kommunalen Umsetzung immer auch die Gefahr 
besteht, dass individuelle Rechtsansprüche zugunsten 
lokaler Zieldefi nitionen und Interessen der Kommunal-
verwaltung zurückgedrängt werden. Gegen die reine 
Kommunalisierung spricht auch, dass eine stärkere Ver-
knüpfung der Daseinsfürsorge mit dem Beschäftigungs-
system neben mehr Ressourcen auch mehr spezifi sche 
Kenntnisse im Bereich der Arbeitsvermittlung und Ar-
beitsförderung erfordert. Insbesondere die Notwenigkeit 
überregionaler Vermittlung und eine größere Transpa-
renz des Gesamtsystems widerspricht einer rein kom-
munalen Lösung.

Regina Konle-Seidl 

Neuregelung der Jobcenter für
Hartz-IV-Empfänger
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Die stärkere Verknüpfung von Fürsorgeleistungen 
und Arbeitsmarktpolitik hat in vielen EU-Ländern dazu 
geführt, dass auch die Verwaltungskompetenzen von 
Staat und Kommunen neu geregelt wurden. Unter ande-
rem wurde die zentralstaatliche Ebene stärker an der Fi-
nanzierung von Grundsicherungsleistungen beteiligt, da 
die Bekämpfung von Erwerbslosigkeit und Inaktivität als 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe angesehen wird.

Alle Länder sehen sich deshalb vor die Herausforde-
rung gestellt, zentrale Vorgaben mit dezentraler Umset-
zung zu verknüpfen. Dies gilt insbesondere für diejeni-
gen, in denen bisher die kommunale Ebene für Hilfeleis-
tungen zuständig war, wie in Dänemark, den Niederlan-
den oder Deutschland. Wie kann aber die zentrale Ebene 
als Hauptfi nanzier erreichen, dass die lokale Ebene in 
ihrem Sinne handelt? Wie wird erreicht, dass sowohl ge-
setzliche Vorgaben als auch programmatische Ziele ef-
fektiv umgesetzt werden? Wie wird gewährleistet, dass 

die für eine effektive Umsetzung der Grundsicherung 
notwendigen Informationen und Daten zur Verfügung 
stehen? Wer fi nanziert was? Und wer übernimmt die da-
zu notwendigen Steuerungs- und Kontrollaufgaben?

Dieses Spannungsfeld ist als Prinzipal-Agent-Prob-
lem zu verstehen. Die Prinzipal-Agent-Theorie analysiert 
Vertragsbeziehungen und versucht eine Antwort auf die 
Frage zu geben, wie der Prinzipal (Bund) erreicht, dass 
der eigennutzorientierte Agent (Kommunen) in seinem 
Sinne handelt. Die Antworten können sein: fi nanzielle 
Anreizmechanismen, Controlling, Monitoring, Zielverein-
barungen oder Benchmarking. Eine wirkungsorientierte 
Steuerung über Zielvereinbarungen scheint auf den ers-
ten Blick ein geeigneter Lösungsansatz für das Dilemma 
zentraler Steuerung bei gleichzeitiger lokaler Autonomie 
zu sein. Dabei gibt es jedoch wiederum eine Reihe von 
Schwierigkeiten: Strategische Ziele müssen so formu-
liert werden, dass sie eindeutig und operationalisierbar 

Organisationsreform Finanzierung Steuerung 

Großbritannien 2001- 2006

staatliche Jobcenter (Jobcenter Plus) • 
für alle erwerbslosen Leistungsbezie-
her im erwerbsfähigen Alter 

Staat 100% Zielvereinbarungen zwischen Arbeitsministerium 
(DWP) und der Arbeitsverwaltung
(Jocenter Plus)

Dänemark 2007

Zusammenlegung kommunaler und • 
staatlicher Jobcenter; 

14 rein kommunale Jobcenter als Pi-• 
lotprojekt

ab 1.8.2009 fl ächendeckende Ein-• 
führung kommunaler Jobcenter

Gemischte, zweckgebunde 
Finanzierung:

bei rein passiver • 
Leistungsgewährung:

Staat 35%• 
Kommunen 65%• 

bei Aktivierung von• 
Hilfeempfänger

Staat 65% • 
Kommunen 35%• 

Zielvorgaben, Monitoring und 
Benchmarking

durch Beschäftigungsministerium• 

zweistufi ger Zielvereinbarungsprozess• 
zwischen Ministerium und Regionalräten• 
sowie regionalen und lokalen Beschäfti-• 
gungsräten

Niederlande 2004 

Kommunale Jobcenter• 

Neuaufteilung von fi nanziellen Zu-• 
ständigkeiten

Staat 100% Zielvorgaben durch Arbeitsministerium (SZW)
Steuerung über Ressourcenverteilungsmodell• 

Deutschland 2005 

Organisationsreform im Rahmen der 
Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende:

346 gemeinsame Jobcenter von BA • 
und Kommunen (ARGEn)

69 Optionskommunen (zugelassene   • 
kommunale Träger, zkT) als zeitlich 
befristetes Experiment 

23 Jobcenter in getrennter Träger-• 
schaft (gAw)

Gemischte Finanzierung 

Bund rund 80%• 
Kommunen rund 20%• 

ARGEn: Steuerung und Monitoring

Für Bundesleistungen über Zielvereinbarungen • 
zwischen Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und Bundesagentur für Arbeit

Für kommunale Leistungen nur teilweise zwi-• 
schen Kommunen und ARGEn

Länder: Rechtsaufsicht aber keine Fachauf-• 
sicht über Jobcenter

Optionskommunen:• 

Keine Zielsteuerung• 

Länder haben Rechts- und Fachaufsicht für • 
Bundesleistungen 

Tabelle  1
Finanzierung, Entscheidungs- und Durchführungskompetenzen im Bereich der Grundsicherung

Q u e l l e : eigene Zusammenstellung.
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sind und der Zielerreichungsgrad (z.B. Erhöhung der 
Beschäftigungsfähigkeit) messbar ist. Bleiben die Ziele 
zu abstrakt, haben sie keine Steuerungsfunktion.

Da bei einer Neuordnung die Kompetenzverteilung 
zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen betroffen 
ist, müssen auch fi skalpolitische Prinzipien beachtet 
werden. So sollten beispielsweise die Aufgabenwahr-
nehmung und Finanzierungsverantwortung organisato-
risch zusammenfallen, um eine sparsame Mittelverwen-
dung zu gewährleisten. Außerdem sollte die Öffentlich-
keit Transparenz über eine wirtschaftliche Mittelverwen-
dung erhalten.

Der internationale Trend zur 
„dezentralen Zentralisierung“

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die fi nanziellen 
Zuständigkeiten und die Steuerung der Beziehungen 
zwischen lokalen und zentralen Einheiten im Bereich der 
Grundsicherung in ausgewählten Ländern.

Bemerkenswert ist, dass länderübergreifend sowohl 
die Finanzierungs- als auch die Entscheidungskompe-
tenzen für Hilfeleistungen stärker auf die zentralstaatli-
che Ebene verlagert wurden, während gleichzeitig in den 
meisten Ländern – mit Ausnahme von Großbritannien – 
die Durchführungskompetenzen auf der lokalen Ebene 
gestärkt wurden. Diese Form der „dezentralen Zentra-
lisierung“ wird angesichts der spezifi schen Stärken und 
Schwächen kommunaler und staatlicher Träger auch 
von internationalen Organisationen wie der OECD favo-
risiert. Um Arbeitsmarktprobleme vor Ort mit der nötigen 
Flexibilität angehen zu können, so die OECD, bedarf es 
eines hohen Maßes an dezentraler Entscheidungskom-
petenz, die aber unabdingbar durch Rahmenvorgaben 
und professionelles Monitoring auf zentraler Ebene zu 
begleiten sind.1

Auf Aktivierung ausgerichtete Organisationsreformen 
weisen länderübergreifend eine Reihe weiterer gemein-
samer Merkmale auf. So spiegelt die operative Zusam-
menführung unterschiedlicher Dienstleistungen „unter 
einem Dach“ in sogenannten „One-Stop-Shops“ einen 
internationalen Trend wider. Einheitliche Anlaufstellen 
sowie die netzwerkförmige Zusammenarbeit mit weite-
ren relevanten Arbeitsmarktakteuren ist dann auch eine 
wichtige Voraussetzung für ein ganzheitliches Fallma-
nagement, dem Herzstück des neuen Dienstleistungs-
ansatzes. Über einheitliche Anlaufstellen hinaus stellt 
die Integration von Arbeitsmarkt- und Sozialdienstleis-
tungen „in einer Hand“ eine effektivere Form der Akti-
vierung dar, die im Ländervergleich jedoch sehr unter-
schiedlich umgesetzt wird.

1 OECD: The OECD jobs study: Facts, analysis and strategy, Paris 
1994.

In den meisten Ländern gibt es nach wie vor ein zwei-
geteiltes System der sozialen Absicherung. Während die 
Arbeitslosenversicherung in der Regel die erste Säule 
darstellt, sichert die Sozialhilfe bzw. Grundsicherung als 
zweite Säule arbeitslose oder inaktive Personen ohne 
Anspruch auf Versicherungsleistungen ab. Beide Syste-
me sind wechselseitig miteinander verbunden, so dass 
bei einem Vergleich von Organisationsreformen in der 
Grundsicherung bestehende Unterschiede hinsichtlich 
der Finanzierung sowie der Stellung und Effi zienz der 
staatlichen Arbeitsverwaltung im Versicherungssystem 
beachtet werden müssen.

Stärker als hierzulande haben Organisationsreformen 
in Ländern mit einer stärkeren Steuerfi nanzierung auch 
im Versicherungsbereich – insbesondere in Dänemark 
und Großbritannien – versucht, die organisatorische 
Trennung der Gewährung von Versicherungsleistungen 
einerseits und Fürsorgeleistungen andererseits zu über-
winden. In Deutschland wurden mit der Gründung der 
ARGEn und der Zulassung von 69 Optionskommunen 
zwar arbeitsmarkt- und sozialpolitische Leistungen für 
alle hilfebedürftigen Personen „in einer Hand“ und „un-
ter einem Dach“ angestrebt. Ein „One-Stop-Shop“ für 
alle Arbeitslosen, der die organisatorische Trennung in 
Arbeitsagenturen für ALG-I-Bezieher und in ARGE-Job-
center für ALG-II-Kunden aufhebt – wie von der Hartz-
Kommission 2002 vorgeschlagen – konnte jedoch nicht 
durchgesetzt werden.

Die Organisationsreformen im Detail

Die Analyse der Organisationsreformen in den Nie-
derlanden, Dänemark und Großbritannien soll zeigen, 
wie das Spannungsverhältnis von Zentralisierung und 
Dezentralisierung und das damit verbundene Prinzipal-
Agent-Problem in den Nachbarländern angegangen 
wird und welche Resultate die Reformen bisher erbracht 
haben.

Niederlande: Dezentrale Umsetzung 
durch fi nanzielle Anreize

Mit dem Gesetz über „Arbeit und Sozialhilfe“ (Wet 
Werk en Bijstand, WWB) von 2004 wurden die Weichen 
für eine stärkere Ausrichtung der kommunalen Aktivie-
rungspolitik auf „Fordern und Fördern“ gestellt und die 
fi nanziellen Zuständigkeiten grundlegend reformiert. 
Wegen der negativen Erfahrungen mit einer freiwilligen 
Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Arbeitsverwal-
tung, Sozialversicherungsträgern und privaten Agen-
turen wurde die Betreuung der Sozialhilfebezieher in 
kommunaler Hand belassen. Die erste Anlaufstelle für 
Antragsteller auf Sozialhilfe wie auch auf Leistungen aus 
der Arbeitslosen- und Erwerbsunfähigkeitsversicherung 
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stellen jedoch die staatlichen „Zentren für Arbeit und 
Einkommen“ (Locaties Werk en Inkomen – LWI) dar.

Die Finanzverantwortung für die Sozialhilfe wurde 
aber vollständig auf die Staatsebene übertragen und die 
Finanzbeziehungen zwischen staatlicher Ebene (Prinzi-
pal) und den Kommunen (Agenten) grundlegend geän-
dert. Die Kommunen bekommen seit 2004 jährlich ein 
fi xes Budget vom Bund zur Verfügung gestellt. Es wird 
für jede Gemeinde auf der Basis eines Indikatorensets 
ermittelt und besteht aus zwei Komponenten: dem Leis-
tungsbudget für die passiven Sozialhilfeleistungen und 
dem Eingliederungsbudget für aktive Maßnahmen. Die 
eingesparten Mittel des Leistungsbudgets – nicht je-
doch des Eingliederungsbudgets – können für andere 
kommunale Aufgaben verwendet werden. Umgekehrt 
müssen die Kommunen Mehrausgaben über die zuge-
wiesenen Mittel hinaus selber fi nanzieren. Diese starken 
fi nanziellen Anreize haben dazu geführt, dass die Kom-
munen primär die Mittel des Eingliederungsbudgets 
ausschöpfen und mit den Mitteln aus dem Leistungs-
budget wirtschaftlicher haushalten. Kommunen und So-
zialämter handeln nun stärker als in der Vergangenheit 
ergebnis- und wirkungsorientiert, wobei die Erfolgskrite-
rien vom Arbeitsministerium festgelegt werden. 

Die bisherigen Ergebnisse zeigen, dass die Gemein-
den – nach anfänglicher Skepsis und Verlusten in den 
ersten Jahren – das WWB gesetzeskonform umsetzen, 
da es ihnen u.a. mehr Freiräume beim Einsatz der fi nan-
ziellen Mittel und der Maßnahmen bietet. Dies gilt so-
wohl für das Fordern (z.B. Sanktionsmöglichkeiten) als 
auch für das Fördern (z.B. die Schaffung von Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten). Die Kommunen müssen jedoch 
Managementinformationen bereitstellen und Effi zienz ist 
zum leitenden Handlungsmotiv geworden. In einer ers-
ten Quantifi zierung der Effekte des WWB im Jahr 2006 
kommt das Centraalplan Bureau zu der Schlussfolge-
rung, dass die veränderten Finanzierungsstrukturen zu 
einem Rückgang der Neuanträge auf Sozialhilfe geführt 
haben.2

Dänemark: Dezentrale Zentralisierung 

Um die Kompetenzen der staatlichen Arbeitsver-
waltung und der Kommunen zu bündeln, wurden 2007 
staatliche und kommunale Jobcenter zusammengelegt. 
Im Unterschied zu Deutschland wurde in Dänemark 
auch die Betreuung der Arbeitslosengeldbezieher in die 
77 gemeinsamen Jobcenter verlagert. Die staatliche Ar-
beitsverwaltung und die kommunale Sozialverwaltung 
betreuten bis vor kurzem Arbeitslose in einer gemeinsa-
men Anlaufstelle, aber getrennt nach Anspruchsberech-

2 H. S t e g e m a n , A. van Vu re n : Wet werk en Bijstand: En eerste 
Kwantifi cering van effects: CPB, Document 120, Den Haag 2006.

tigung. In weiteren 14 Pilotzentren („Experimentierklau-
sel“) waren ausschließlich die Kommunen sowohl für 
versicherte Arbeitslose als auch für die Empfänger von 
Sozialhilfe zuständig. 

Für beide Systeme wurde ein wirkungsorientiertes 
Steuerungssystem eingeführt. Den Kommunen wird ein 
großer Freiraum bei Planung und Umsetzung von ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen und sozia len Dienst-
leistungen eingeräumt – solange sie gute Ergebnisse 
vorweisen. Zum Zwecke des Leistungsmonitorings 
wurde mit www.jobindsats.dk ein landesweites Bench-
marking Tool entwickelt, das einen transparenten und 
schnell verfügbaren Überblick über die Ergebnisse und 
Wirkungen aller kommunalen Maßnahmen gibt. 

Die neue Zielsteuerung bedeutet einen erheblichen 
Einschnitt in die kommunale Selbstverwaltungskultur. 
Implementationsstudien im ersten Jahr nach Einführung 
der gemeinsamen Jobcenter berichten von innerorgani-
satorischen Kooperationsproblemen, die durch unter-
schiedliche Verwaltungskulturen und divergierende Ziel-
setzungen hervorgerufen wurden. Obwohl die dänische 
„Experimentierklausel“ bis 2010 evaluiert werden sollte, 
beschloss die Regierung im November 2008 überra-
schenderweise, alle Jobcenter zum 1. August 2009 in 
kommunale Hand zu überführen. Auch die bislang ge-
trennte Leistungsgewährung für die Arbeitslosengel-
dempfänger soll nun durch die kommunalen Jobcenter 
erfolgen, da die Kommunen nur so genügend Anreize 
zur Aktivierung und Integration der Bezieher von Versi-
cherungsleistungen hätten. Eine anreizkompatible Um-
setzung von Versicherungsleistungen in kommunaler 
Hand gestaltet sich allerdings äußerst schwierig.3

In Bezug auf die Hilfeleistungen wurde die geteilte 
Finanzierungsverantwortung zwischen Staat und Kom-
munen beibehalten. Wird eine Sozialleistung rein passiv 
gewährt, übernimmt die zentrale Ebene 35% der Aus-
gaben; bei einer aktiven oder aktivierenden Leistung, 
z.B. bei einer Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen, 
sind es 65%. Durch diese zweckgebundene Mittelver-
gabe haben die Kommunen einen fi nanziellen Anreiz, ar-
beitslose Hilfebezieher möglichst schnell wieder in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren.

Großbritannien: Zentral gesteuerte Anlaufstelle für 
alle Leistungsempfänger

In Großbritannien ist die Verantwortung für die Sozial-
fürsorge traditionell stärker auf der zentralen Ebene an-
gesiedelt. Die Aufhebung der leistungsrechtlichen Tren-

3 F. L a r s e n : How new governance and operational reforms can 
transform employment policies towards work-fi rst. Lessons from the 
implementation of employ ment policies in the Danish municipalities, 
Paper presented at Centennial Symposium at the University of Chica-
go, 15. Mai 2009.
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nung in Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe durch 
die Einführung der „Arbeitslosenunterstützung“ (JSA) 
im Jahr 1996 sowie die schrittweise Zusammenführung 
von Arbeitsvermittlung und Sozialleistungsbehörden von 
2002 bis 2006 ebnete den Weg für eine einheitliche und 
zentral gesteuerte Arbeitsmarktpolitik. Finanz-, Durch-
führungs- und Umsetzungskompetenz liegen in zent-
ralstaatlicher Hand. Die „Welfare-to-Work“-Politik wird 
vom Arbeitsministerium gesteuert und von den staatli-
chen Jobcenter Plus (JCP) in der Fläche umgesetzt. Die 
Feinsteuerung des Budgets der Arbeitsagenturen erfolgt 
über Zielvereinbarungen zwischen dem Ministerium und 
der Arbeitsverwaltung. Das Jobcenter Plus ist in Groß-
britannien eine „One-Stop-Agency“, ein Amt nicht nur 
für Arbeitslose, sondern Anlaufstelle für alle Leistungs-
empfänger im erwerbsfähigen Alter (Arbeitslosigkeit, Er-
werbsunfähigkeit, Sozialhilfe).

Die britischen Jobcenter Plus stellen ein Modell einer 
einheitlichen Organisation dar, die die Trennung der Be-
treuung von erwerbsfähigen Empfängern von Hilfe- und 
Versicherungsleistungen weitgehend aufhebt, aber nicht 
alle Leistungen aus einer Hand erbringt. So müssen 
Leistungen der Unterkunft und fl ankierende psycho-so-
ziale Leistungen getrennt von den Regelleistungen bei 
den lokalen Behörden beantragt werden. Im Gegensatz 
zum deutschen ARGE-Modell gibt es keine institutionel-
le Zusammenarbeit zwischen Jobcenter Plus und loka-
len Behörden und keine abgestimmte Strategie für eine 
ganzheitliche Aktivierung. Das stark zentralisierte Sys-
tem hat sich bei der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
für arbeitsmarktnahe Erwerbslose als relativ erfolgreich 
erwiesen, bei der Bekämpfung von Erwerbslosigkeit und 
Inaktivität in Stadtteilen mit hohen Anteilen von „Work-
lessness“ jedoch als unzureichend.4 Seit 2006 fördert 
die britische Regierung deshalb die freiwillige Zusam-
menarbeit mit lokalen Behörden.

Jobcenter in Deutschland: Arbeitsmarktpolitisch 
sinnvoll, aber verfassungsrechtlich bedenklich

Vor der Einführung des SGB II waren die Kommunen 
unter Aufsicht der Länder für die Umsetzung der Sozi-
alhilfe zuständig. Die Arbeitslosenhilfe wurde von der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) ausgeführt und vom Bund 
bezahlt. Die grundsätzliche Frage bei der Neuordnung 
war also, welche föderale Ebene für die neue Grundsi-
cherung verantwortlich sein und wer das Sagen in den 
neuen Jobcentern haben sollte.

Die Hartz-Kommission hatte 2002 eine einheitliche 
Anlaufstelle für alle Arbeitslosen unter Aufsicht des Bun-

4 Houghton Report: Tackling Worklessness: A Review of the contribu-
tion and role of English local authorities and partnerships, März 2009,  
www.communities.gov.uk/documents/communities/pdf/1161160.pdf. 

des vorgesehen, worauf man sich politisch jedoch nicht 
einigen konnte. In einem „Mitternachtskompromiss“ 
Ende 2003 wurde das Regelmodell einer gemeinsamen 
Aufgabenwahrnehmung von Kommunen und Bund un-
ter der Bedingung vereinbart, dass ein zeitlich befris-
tetes „Optionsmodell“ genehmigt wird: 69 „Options-
kommunen“ bekamen die alleinige Trägerschaft für die 
Hartz-IV-Empfänger bis 2010 übertragen („Experimen-
tierklausel“). Damit die Leistung gemeinsam erbracht 
werden kann, wurden die Verwaltungskompetenzen von 
Bund und Kommunen stärker miteinander verzahnt.

Ziel von Hartz IV war es, zwei steuerfi nanzierte Lei-
stungssysteme mit unterschiedlichen Verwaltungs-
struk turen, Kostenträgern und Leistungssystematiken 
zusammenzuführen, um Verschiebebahnhöfe zwischen 
den Teilsystemen Sozial- und Arbeitslosenhilfe sowie 
Arbeitslosengeld zu vermeiden. Zudem sollten Dop-
pelzuständigkeiten und Nachteile beim Zugang zu ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen, insbesondere für 
Sozialhilfeempfänger, beseitigt werden. Mit der SGB-II-
Reform (Hartz IV) ist man durch eine sehr ambitionier-
te Ausweitung der Zielgruppe weitergegangen als in 
den anderen europäischen Ländern. Hierzulande sind 
mehr Menschen in ein einheitliches „aktives“ Grund-
sicherungssystem eingebunden als in Dänemark, den 
Niederlanden oder Großbritannien, wo beispielsweise 
Alleinerziehende oder eingeschränkt Erwerbsfähige bis-
lang nicht aktiviert wurden.5

Seit Einführung des SGB II im Jahr 2005 nehmen die 
Träger der Grundsicherung (Bundesagentur für Arbeit 
und Kommunen) ihre Aufgaben einheitlich in den 347 
Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) wahr.6 Dies wurde je-
doch im Dezember 2007 vom Bundesverfassungsge-
richt (BVerG) als unzulässig beurteilt.7 Die gemeinsame 
Aufgabenerledigung beschneide das verfassungsrecht-
lich garantierte Selbstverwaltungsrecht der Kommunen 
und erschwere die Zurechnung von Entscheidungen 
zur jeweils verantwortlichen Ebene. Die Verantwortung 
für die gemischt getroffene Entscheidung der ARGE sei 
für den Betroffenen nach dem Demokratieprinzip nicht 
erkennbar. Diese unklaren Strukturen gelte es bis Ende 
2010 zu beseitigen.

Das verfassungsrechtliche Problem der ARGEn liegt 
folglich nicht in einer inadäquaten Finanzierungs- und 

5 R. K o n l e - S e i d l : Hilfereformen und Aktivierungsstrategien im in-
ternationalen Vergleich, IAB-Forschungsbericht 7/2008.

6 Neben derzeit 346 ARGEn und 69 Optionskommunen gibt es 23 
Jobcenter mit getrennter Trägerschaft, da sich Kommunen und Ar-
beitsagenturen in diesen Regionen nicht auf eine gemeinsame Aufga-
benwahrnehmung einigen konnten.

7 BVerfG, 2 BvR 2433/04 vom 20.12.2007, Absatz-Nr. (1 - 228), http://
www.bverfg.de/entscheidungen/rs20071220_2bvr243304.html.
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Durchführungsverantwortung oder Aufgabenzuweisung. 
Die Aufteilung der Durchführungskompetenz zwischen 
Bund und Kommunen ist im ARGE-Modell entsprechend 
der Zuständigkeiten für die Leistungen verwirklicht. Der 
Bund fi nanziert rund 80% der Grundsicherungsleistun-
gen (vgl. Tabelle 2). Die Agenturen für Arbeit, die für den 
überwiegenden Teil der Grundsicherungsleistungen zu-
ständig sind, sind Träger der Regelleistung, der Mehr-
bedarfe, der Beiträge zur Sozialversicherung und der 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit. Dies entsprach 
im Jahr 2008 rund 35 Mrd. Euro. Die Kommunen sind 
Träger der Leistungen für Unterkunft und Heizung (rund 
20% der Gesamtleistungen), der kommunalen Einglie-
derungsleistungen sowie von Sonderleistungen (z.B. 
Erstausstattung von Wohnungen), und einem bestimm-
ten Anteil an den Verwaltungskosten, für die jedoch 
keine Angaben vorliegen und deshalb nicht in Tabelle 2 
ausgewiesen sind.

Die schwierigen rechtlichen Mischstrukturen spie-
geln sich auch in der schwierigen internen Governance-
Struktur der ARGE-Jobcenter wider. Diesen wurde 
bewusst ein großer Spielraum bei der konkreten Aus-
gestaltung der Arbeitsmarktpolitik eingeräumt, um auf 
die unterschiedlichen Bedingungen vor Ort, etwa der 
Arbeitsmarktlage und der Struktur der Hilfebedürftigen 
eingehen zu können. Die Fusion zweier Verwaltungskul-
turen mit intern nicht immer klar defi nierten Verantwor-
tungsbereichen hat die interne Steuerung der ARGEn 
jedoch erschwert und nicht immer zu einer optimalen 
Betreuung der Hilfebedürftigen geführt – was durch die 
Ergebnisse der vom deutschen Bundestag in Auftrag 
gegebenen Evaluation zur „Experimentierklausel“ (§ 6c 
SGB II) bestätigt wird. Auch wenn viele ARGE-Jobcenter 
inzwischen von einem allmählichen Zusammenwachsen 
und einem besseren Ablauf der Leistungsprozesse be-

richten, sind die konkurrierenden Steuerungsimpulse 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
die Bundesagentur für Arbeit, die Länder und Kommu-
nen sowie die fehlende Personalhoheit der ARGEn und 
ungeregelte Fragen der Personalvertretung wichtige 
Faktoren, die die Steuerbarkeit der Jobcenter erschwe-
ren.

Evaluation der Trägermodelle

Wer kann es besser? Und warum? Das waren die 
zentralen Fragen bei der Evaluation der Trägermodelle 
im Auftrag des Deutschen Bundestages. Die Ergeb-
nisse der von neun Instituten in vier Untersuchungs-
feldern erarbeiteten Studien liegen seit Ende 2008 vor. 
Anhand der aus § 1 SGB II abgeleiteten Zielindikato-
ren (Überwindung der Hilfebedürftigkeit, Integration in 
bedarfsdeckende und in ungeförderte Beschäftigung 
sowie Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und 
soziale Stabilisierung) wurden die zugelassenen kom-
munalen Träger (Optionskommunen) und ARGEn ver-
gleichend untersucht. Ergebnisse zu den Wirkungen 
der getrennten Aufgabenwahrnehmung liegen dage-
gen nicht vor.

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass die bei-
den Modelle im Hinblick auf die einzelnen Zielindika-
toren keine einheitlichen Wirkungen entfalten. Bei der 
Überwindung der Hilfebedürftigkeit und der Integration 
in bedarfsdeckende Beschäftigung weist das ARGE-
Modell jedoch positivere Effekte auf, die insbesondere 
auf der individuellen Ebene hochsignifi kant, robust und 
in der Größenordnung relevant sind. Die Einsparungen, 
die sich theoretisch ergäben, würde man deutschland-
weit das ARGE-Modell statt des Modells der zugelasse-
nen kommunalen Träger einführen, werden – kurzfristig 
betrachtet – auf 3,3 Mrd. Euro pro Jahr geschätzt.

Die Optionskommunen schneiden dagegen bei der 
Integration in nicht bedarfsdeckende Beschäftigung und 
bei der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit bes-
ser ab. Weiterhin zeigte sich, dass der Wettbewerb um 
die besten Lösungen vor Ort zu unterschiedlichen Vor-
gehensweisen bei der Betreuung der Hilfebedürftigen 
geführt hat. Dabei verliefen die Trennlinien keineswegs 
nur zwischen Arbeitsgemeinschaften, Optionskommu-
nen und „getrennter Trägerschaft“. Teilweise sind die 
Unterschiede bei der organisatorischen Umsetzung in-
nerhalb einer Modellvariante sogar größer als zwischen 
ihnen.

Insgesamt zeigte sich, dass eine ganzheitliche Be-
treuung durch ein generalisiertes Fallmanagement und 
eine Integration der Vermittlung in das Fallmanagement 
gepaart mit einer separaten Leistungssachbearbeitung 
positive Wirkungen hat. Eine günstige Betreuungsrelati-

Tabelle 2
Kosten der SGB-II-Grundsicherung und deren 

Aufteilung 2008
(in Mrd. Euro)

Insgesamt Bund Kommunen

Insgesamt  44,6 35,2 9,4

ALG II und Sozialgeld inklu-
sive Sozialversicherungs-
Beiträge 

Kosten der Unterkunft 

Eingliederungsleistungen

Sonstige Eingliederungsleis-
tungen (ABM u.a.) 

Verwaltung 

21,6

13,3

5,5

 0,4

 3,8

21,6

 3,9

 5,5

 0,4

 3,8

   - 
9,4

k.A.

k.A.

Q u e l l e : Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Sozialbericht 
2009.
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on, frühe und ausführliche Erstgespräche (inklusive So-
fortangebote) sowie eine dichte Folge an Beratungsge-
sprächen haben sich als erfolgversprechend erwiesen, 
genauso wie die aktivierende Betreuung in Form der 
Bereitstellung von Kinderbetreuung, ein vermittlungsori-
entierter Maßnahmeneinsatz und eine stärker durchgrei-
fende Sanktionspolitik. Die Wirkung einer zentralen Re-
gelsteuerung in den ARGEn im Vergleich zu mehr lokaler 
Handlungsautonomie in den Optionskommunen blieb 
jedoch offen.8

Die Evaluationsergebnisse bestätigen somit prin-
zipiell positive Synergieeffekte einer gemeinsamen Auf-
gabenwahrnehmung und die Vorteile einer „dezentralen 
Zentralisierung“. Die ARGEn weisen eine um 25% hö-
here Integrationsquote in ungeförderte Beschäftigung 
aus. Im Vergleich zu den durch die Optionskommunen 
betreuten Kunden konnten folglich mehr ARGE-Kunden 
ihre Hilfebedürftigkeit durch Aufnahme einer existenzsi-
chernden Beschäftigung überwinden. Im Endeffekt zei-
gen die Evaluationsergebnisse der Experimentierklausel 
aber auch, dass für die Performanz der Jobcenter weni-
ger die Trägerschaft entscheidend ist, sondern vielmehr 
die Organisationsstruktur, Personalausstattung, arbeits-
marktpolitische Strategiewahl und die Gestaltung des 
Aktivierungsprozesses.

Begrenzte Optionen für eine Neuregelung

Für die eigentliche Fragestellung in Bezug auf die 
Neuorganisation der Jobcenter sind die Evaluationser-
gebnisse jedoch nur teilweise verwertbar, da nicht nur 
dem ARGE-Modell, sondern auch dem kommunalen 
Optionsmodell verfassungsrechtliche Bedenken entge-
genstehen. Das Bundesverfassungsgericht bestätigte in 
seinem Urteil vom 20.12.2007, dass das Anliegen, die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende „aus einer Hand“ 
zu gewähren, grundsätzlich sinnvoll ist. Um dieses Ziel 
zu erreichen, bleiben aber letztlich nur drei Möglich-
keiten: Der Bund übernimmt die alleinige Trägerschaft 
über die bundeseigene Verwaltung (Zentralisierung), 
er überlasst den Gesamtvollzug den Ländern als eige-
ne Angelegenheit (Regionalisierung) oder die bisherige 
Mischverwaltung wird durch eine Grundgesetzänderung 
abgesichert.

Eine stärkere Zentralisierung durch eine vollständige 
Übertragung der Aufgaben der Grundsicherung an die 
Kommunen – wie derzeit im Optionsmodell praktiziert – 
ist seit der Föderalismusreform I von 2006 verfassungs-
rechtlich noch schwieriger geworden. Die Intention der 
Föderalismusreform war die Entfl echtung von territori-

8 Deutscher Bundestag: Bericht zur Evaluation der Experimentierklau-
sel nach § 6c des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, Bundestags-
drucksache, Nr. 16/11488, 18.12.2008, www.bmas.de/coremedia/
generator/31070/f390__forschungsbericht.html.

alen Kompetenzen zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen. Finanzierung und Leistungserbringung wurden 
noch stärker als in der Vergangenheit getrennt, um Ent-
scheidungsblockaden („Politikverfl echtungsfalle“) im 
kooperativen Föderalismus zu reduzieren.

Eine Entfristung und Erweiterung des Optionsmo-
dells würde in der derzeitigen Ausgestaltung zudem 
fi nanzwissenschaftlichen Prinzipien widersprechen, 
da der Bund die Hauptlasten trägt, aber kein Mitspra-
cherecht hat. Aus theoretischer Perspektive ergeben 
sich dadurch erhebliche Anreizprobleme, die zu einem 
„Trittbrettfahrer“-Verhalten führen. Eine fl ächendecken-
de Kommunalisierung der Grundsicherung, also die Fi-
nanzierung und Trägerschaft in Eigenregie, wäre nur mit 
einer grundlegenden Änderung der Finanzverfassung 
möglich.

Eine stärkere Zentralisierung durch eine volle Über-
tragung der Aufgaben auf die Bundesagentur für Ar-
beit dürfte zwar verfassungskonform sein, würde aber 
die Vorteile der Zusammenarbeit zwischen Kommu-
nen und Arbeitsverwaltung aufheben. Wie das Ringen 
um die richtige Zuständigkeit im Vorfeld der Einfüh-
rung des SGB II gezeigt hat, war weder eine stärkere 
Zentralisierung noch mehr Dezentralisierung im föde-
ralen System Deutschlands politisch durchsetzbar. 
Hier spielen nicht nur fachlich-rationale Überlegungen, 
sondern auch die höchst unterschiedlichen macht- 
und fi nanzpolitisch motivierten Interessenlagen der 
Akteure – insbesondere der kommunalen Spitzenver-
bände und Parteien auf Landes- und Bundesebene – 
eine Rolle.

Eine Übertragung der Verantwortung der Grundsiche-
rung auf die Länder wiederum ist verfassungskonform, 
wäre aber für diese mit unabsehbaren fi nanziellen Risi-
ken verbunden. Die durch eine Aufgabenübertragung an 
die Kommunen verursachten Mehrbelastungen müss-
ten aus den Landeshaushalten fi nanziert werden, was 
wohl eine grundlegende Änderung im Bund-Länder-
Finanzausgleich erforderlich machen würde. Zudem ist 
die Herstellung gleicher Lebensverhältnisse sowie der 
regionale Risikoausgleich zwischen fi nanzschwachen 
und fi nanzstarken Regionen ein wesentliches verfas-
sungsrechtliches Grundprinzip. Deshalb ist davon aus-
zugehen, dass die Finanzierung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende auch weiterhin überwiegend vom Bund 
zu tragen ist.

Die Länder stehen heute sowohl einer Regionalisie-
rung als auch einer vollständigen Kommunalisierung 
der Grundsicherung skeptischer gegenüber als noch 
2003 und zeigen sich im Hinblick auf konstruktive Lö-
sungswege beweglicher. Im Frühjahr 2009 hatten alle 
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16 Bundesländer einer Grundgesetzänderung prinzipiell 
zugestimmt, die das fundamentale Dilemma zwischen 
der Notwendigkeit der Bündelung von sozialstaatlichen 
Leistungen an der Schnittstelle von Arbeitsmarkt und 
Fürsorge und der verfassungsmäßig gebotenen Ent-
fl echtung von Zuständigkeiten aufl ösen sollte. Der von 
Bund und Ländern abgestimmte Kompromiss zur Wei-
terführung der gemeinsamen Jobcenter in rechtlich ei-
genständigen „Zentren für Arbeit und Grundsicherung“ 
(ZAG) wurde jedoch von der CDU-Bundestagsfraktion 
wieder verworfen.9

Fazit und Ausblick

Eine effektive Umsetzung von Sozialreformen, die das 
Ziel verfolgen, Hilfebedürftigkeit durch die Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit zu überwinden, ist darauf ausge-
richtet, Fürsorgeleistungen stärker mit arbeitsmarktbe-
zogenen Maßnahmen und Integrationsleistungen („För-
dern und Fordern“) zu verknüpfen. Dies führte in vielen 
Ländern zu einer organisatorischen Neuordnung an der 
Schnittstelle zwischen Arbeitsmarkt und Sozialpolitik.

Im Spannungsfeld von Zentralisierung und Dezentra-
lisierung ist länderübergreifend eine Synthese in Form 
einer „dezentralen Zentralisierung“ in unterschiedlichen 
Ausprägungen zu beobachten. So zeigt das niederlän-
dische Beispiel, dass eine erfolgversprechende dezen-
trale Umsetzung auf kommunaler Ebene einer anreiz-
kompatiblen Finanzierungsstruktur bedarf. Das stärker 
zentralisierte britische System wiederum zeigt deutliche 
Schwächen bei der Bekämpfung von Erwerbslosigkeit 
in Bezirken und Stadtteilen, die durch soziale Problem-
lagen geprägt sind. 

Mit dem verfassungsmäßigen Verbot einer institu-
tionellen Mischverwaltung sind die Vorteile einer „de-
zentralen Zentralisierung“ im föderalen Bundesstaat 
Deutschland generell schwerer zu erreichen als in den 
Einheitsstaaten Niederlande, Dänemark und Großbritan-
nien. Die Optionen einer grundlegenden Neugestaltung 
der Grundsicherung, die arbeitsmarktpolitisch sinnvoll, 
ökonomisch effi zient und gleichzeitig verfassungsrecht-
lich unbedenklich sind, sind deshalb deutlich begrenzt. 
Damit entsteht ein fundamentales Dilemma: Die Bün-
delung von sozialstaatlichen Leistungen an der Schnitt-
stelle von Arbeitsmarkt und Fürsorge erfordert eigentlich 
eine engere Verfl echtung der Aufgaben von Bund und 
Kommunen. Dem steht aber die verfassungsmäßig ge-
botene Entfl echtung von Zuständigkeiten entgegen. 
Eine Grundgesetzänderung, die diesem Dilemma im 
Bereich der Grundsicherung begegnen könnte, wird von 
der neuen Bundesregierung nicht angestrebt.

9 R. K o n l e - S e i d l : Jobcenter: Unverständliche Ablehnung, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 89. Jg. (2009), H. 4, S. 218.

Die Koalitionsvereinbarung setzt stattdessen auf 
zweierlei. Zum einen sollen die ARGEn aufgelöst und 
durch eine freiwillige Zusammenarbeit von Bundes-
agentur für Arbeit und Kommunen ersetzt werden. 
Zum andern sollen die bisherigen 69 Optionskommu-
nen auch über 2010 hinaus alleinige Grundsicherungs-
träger bleiben, was nicht nur verfassungsrechtlich be-
denklich, sondern in der gegenwärtigen Ausgestaltung 
auch aus fi nanzwissenschaftlicher Sicht problematisch 
erscheint.

Nach theoretischen Überlegungen spricht für eine 
Bündelung von Kompetenzen in Arbeitsgemeinschaften 
eine konsistente Leistungserbringung und die Vortei-
le eines Systems, das eine transparente und effi ziente 
Steuerung mit der Berücksichtigung lokaler Präferenzen 
und Kenntnisse kombiniert. Die Evaluationsforschung 
hat die Vorteile einer institutionellen Zusammenarbeit 
von Kommunen und Arbeitsagenturen prinzipiell bestä-
tigt. Fraglich ist, ob in einem freiwilligen Kooperations-
modell diese Vorteile erhalten bleiben. Einer freiwilligen 
Kooperation sind allein schon durch die Aufl agen des 
BVerfG-Urteils enge Grenzen gesetzt. Je intensiver die 
Zusammenarbeit zwischen BA und Kommunen desto 
höher das Verfassungsrisiko. Eine ganzheitliche Betreu-
ung und Aktivierung der Hilfesuchenden wird dadurch 
erschwert.

Um die mit einer getrennten Aufgabenwahrnehmung 
verbundenen höheren Kosten und den zu erwartenden 
höheren bürokratischen Aufwand allein im Bereich der 
Leistungsgewährung durch die Ausstellung von ge-
trennten, aber leistungsrechtlich wechselseitig vonei-
nander abhängigen Bescheiden zu begrenzen, ist aber 
nicht nur die Ausarbeitung von verfassungskonformen 
Modulen in Musterverträgen – wie im Eckpunktepapier 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vorge-
sehen – wichtig. Entscheidend ist der Wille zur Zusam-
menarbeit seitens der Akteure vor Ort, um die Nachteile 
für die betroffenen Hilfesuchenden zu minimieren. Da-
bei kommt es beispielsweise wesentlich darauf an, ob 
sich Kommunen und Bundesagentur für Arbeit auf die 
Nutzung eines kompatiblen IT-Systems einigen können, 
um den Datenaustausch mit Blick auf die Erteilung von 
gemeinsamen Bescheiden und die Überweisung von 
Leistungen zu bewerkstelligen.

Eine Aufl ösung der ARGE-Jobcenter bedeutet gleich-
zeitig, dass künftig neue Jobcenter als eigenständige or-
ganisatorische Einheiten eingerichtet werden, die in die 
generelle Aufsichtsstruktur der BA eingebunden werden. 
Dadurch wird der Weg zu einer einheitlichen Anlaufstel-
le, einem „One-Stop-Shop“ für alle Arbeitslosen – un-
abhängig davon, ob sie ALG-I- oder ALG-II-Leistungen 
beziehen – nach europäischem Vorbild geebnet.
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